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Die Frage der Trägerschaft für die zusammengelegte Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe für Erwerbsfähige beschäftigt 
die Landkreise und die Politik nun bereits eine lange Zeit. 
Deutlich länger jedenfalls als die mit der vorliegenden Zu-
sammenstellung abgedeckte Periode seit dem 1.1.2005, 
an dem die Aufgabenwahrnehmung im Rahmen des SGB II 
(„Hartz IV“) begann. Diesem Datum gingen bekanntlich eine 
lange Vorgeschichte und harte politische Auseinanderset-
zungen voraus: Nach intensiven Verhandlungen vor allem im 
Gesetzgebungsverfahren im Herbst 2003 war die kommu-
nale Option ein wesentlicher Teil des Kompromisses, mit dem 
es schließlich doch noch möglich war, die um die zukünftige 
Form der Aufgabenträgerschaft zerstrittenen Lager zu einen 
und daneben mit den Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) als 
Regelmodell eine Mischverwaltung zwischen Bundesagentur 
für Arbeit und Landkreisen/kreisfreien Städten zu installie-
ren. Zur Ausgestaltung des Optionsmodells bedurfte es eines 
zweiten Gesetzgebungsverfahrens, das erst zu Beginn des 
2. Halbjahres 2004 abgeschlossen werden konnte. Daher 
wurden die 69 Optionskommunen erst im September 2004 
vom damaligen Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-
beit unter Minister Wolfgang Clement zugelassen. Sie mus-
sten sich also in nicht viel mehr als drei Monaten auf die 
große Aufgaben der Betreuung und Vermittlung der Lang-
zeitarbeitslosen und ihrer Familien vorbereiten.

In den fünf Jahren der Aufgabenerfüllung im Rahmen der 
Option legten die 63 Kreise und sechs kreisfreien Städte 
einen weiten und zum Teil auch harten Weg zurück. Erin-
nert sei nur an die unerfreulichen, von der Bundesagentur 
für Arbeit seinerzeit verursachten Probleme wie die Über-
gabe tausender Papierakten im Jahr 2005, die nachträg-
liche, mehrere Jahre zurückgreifenden Rückforderungen des 
nunmehrigem Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
wegen angeblich nicht rechtskonform verausgabter Mittel 
sowie die wiederholte und dauerhafte Infragestellung der 
Option als Modell der Aufgabenwahrnehmung über 2010 
hinaus.  Bei all diesen Herausforderungen haben sich die 
Optionskommunen Anerkennung verdient, in widrigen Um-
ständen ihre Leistungsfähigkeit bewiesen und vielfache Im-
pulse auch für die Arbeit der ARGEn gegeben. Nicht zuletzt 
stellen die Optionskommunen das Modell dar, das den Vor-

stellungen der Landkreise und des Deutschen Landkreistages 
am nächsten kommt. Sie waren und sind aber überdies auch 
eine notwendige Alternative, ohne die die Trägerschaftsfra-
ge seinerzeit nicht hätte gelöst werden können. Seither hat 
der Blick auf das Optionsmodell bei inhaltlichen, organisa-
torischen und rechtlichen Fragen stets die Analyse geschärft 
und zu einer besseren Umsetzung des SGB II beigetragen. In 
der vorliegenden Broschüre werden die vergangenen fünf 
Jahre schlaglichtartig und themenbezogen in den Blick ge-
nommen.

Zudem wird mit diesem Heft versucht, einen Beitrag in der 
aktuell wiederum nach alten Mustern geführten Diskussion 
um die weitere Trägerschaft im SGB II nach der Feststellung 
der Verfassungswidrigkeit der ARGEn zu leisten. Vielleicht 
ist es hier eine Entscheidungshilfe, mit den vorliegenden 
Berichten, Studien und guten Beispielen das Optionsmodell 
in seiner Vielfalt und seinen strukturellen Vorzügen zu be-
trachten. Inzwischen besteht zumindest allseitiger politischer 
Konsens über die maßgebliche Bedeutung der Landkreise 
und kreisfreien Städte bei der Umsetzung des SGB II. Der 
Deutsche Landkreistag als Vertreter der Optionskommunen 
und von drei Vierteln der kommunalen Aufgabenträger in 
ARGEn wird sich – wie seit Anbeginn der Überlegungen zur 
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe für Er-
werbsfähige – unvermindert für die kommunalen Interessen 
einsetzen und am Ende hoffentlich auch zu einer Lösung bei-
tragen, die den Kommunen angemessen Rechnung trägt.

Berlin, im März 2010

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke
Geschäftsführendes Präsidialmitglied
des Deutschen Landkreistages

VORWORT
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„Frau Dr. Syrbe, der Land-
kreis Ostvorpommern ist seit 
nunmehr fünf Jahren eine 
von 69 Optionskommunen 
bundesweit. Welches Fazit 
ziehen Sie nach dieser Zeit?” 

Wir stellen auch nach fünf 
Jahren fest, dass es richtig 
war, diesen Weg zu gehen. 
Unser Ziel war von Anfang 
an, bürgernah und kompe-
tent das SGB II mit seinem 
Grundsatz, Leistungen aus 
einer Hand zu gewähren, 
umzusetzen. Dabei kam uns 

zugute, dass wir uns auf die  Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter stützen konnten, die bereits Hilfebedürftige im Kreisge-
biet betreuten. Sie kannten ihre „Kunden“ und deren Pro-
bleme. Sie wussten, wo Hilfe beginnen muss, damit diese 
Hilfebedürftigkeit nachhaltig beendet werden kann. Aus 
den Erfahrungen, die sich hinter nüchternen Aktenzeichen 
verbargen, haben wir ein Motto gemacht: „Bei uns haben 
Akten ein Gesicht.“ Das ist zu unserem Leitbild geworden 
und bestimmte in den fünf Jahren unser Handeln.

„…dabei war der Start alles andere als hoffnungsvoll. Be-
kanntlich musste sich der Landkreis Ostvorpommern ge-
richtlich in die Option einklagen. Warum haben Sie so ge-
kämpft?”

Das stimmt, wir haben geklagt und gewonnen. Insbesonde-
re die BA hat uns nicht zugetraut, dass wir die Aufgabe gut 
erfüllen: Keine Nutzung des Computerprogramms der BA, 
kein Zugriff auf die Möglichkeiten der BA zur überregionalen 
Vermittlung und keinerlei Unterstützung durch die Bundesa-
gentur – das waren die Begründungen. Die Landesregierung 
befürchtete zusätzliche Belastungen für unsere komplizierte 
Haushaltssituation. Doch unser Computerprogramm lief von 
Anfang an zuverlässig. Für die überregionale Vermittlung ar-
beiten wir inzwischen mit einem eigenen Internetportal. Der 
Haushalt wird eher entlastet, denn unsere Verwaltungsko-
sten sind niedriger als in vergleichbaren ARGEn. Wir haben 
es in all den Jahren geschafft, mit dem zur Verfügung ste-
henden Verwaltungsbudget auszukommen. Wir haben aus 
diesem Budget sogar Mittel in die direkten Leistungen zur 
Eingliederung von Hilfebedürftigen umgewidmet.

Als ich im Jahr 2004 hörte, mit welchen Vorstellungen die 
Bundesagentur für Arbeit an die organisatorische Umset-
zung des SGB II herangehen wollte, war mir klar: Dort soll 
sich offenbar möglichst wenig ändern. Aber mit der alten 
Herangehensweise wurde die Langzeitarbeitslosigkeit in 
unserer Region ja offensichtlich nicht wirksam bekämpft. 
Außerdem sollten Ruhestandsbeamte aus dem gesamten 

Bundesgebiet geholt werden, um den zusätzlichen Perso-
nalbedarf zu decken. Da war für uns klar: Das können wir 
besser. Leute, die sich hier auskennen, die aus der persön-
lichen Betroffenheit hoch motiviert sind, haben wir selbst 
genug. Die Idee, die Kräfte der gesamten Verwaltung, von 
der Wirtschaftsförderung bis zum Gesundheitsamt, vom So-
zialamt bis zum Schulverwaltungsamt, von der Jugendhilfe 
bis zur Suchtprävention gemeinsam einzusetzen, um die 
Beratung und Vermittlung von Langzeitarbeitslosen zu opti-
mieren, hat uns fasziniert. 

„Bleiben wir beim Thema Arbeitslosigkeit. Der Landkreis 
Ostvorpommern gehört vor allem im küstenfernen Hinter-
land zu den strukturschwachen Landkreisen in der Bundes-
republik. Arbeitslosenquoten von über 30% in vielen Orten 
des ländlichen Raumes stehen relativ guten Zahlen in den 
touristischen Hochburgen der Insel Usedom und um die 
Hansestadt Greifswald entgegen. Wie gehen Sie mit diesen 
Herausforderungen um?”

Durch die Optionslösung ist es uns möglich, die Mittel und 
Möglichkeiten der Arbeitsmarktförderung sehr differenziert 
einzusetzen und zu vernetzen. Für die Organisation des zwei-
ten Arbeitsmarktes reden wir mit den Gemeinden und den 
Trägern direkt. So haben wir uns eine vielfältige Trägerstruk-
tur erhalten, die sinnvolle Arbeit in nachhaltigen Projekten 
ermöglicht. Die Kontakte zu den ortsansässigen Firmen sind 
gut. Dadurch können wir flankierende Maßnahmen zur Ein-
gliederung in den ersten Arbeitsmarkt individuell und zielge-
nau einsetzen. Wir kennen uns. Da kann man sich Verschie-
bebahnhöfe nicht erlauben. Und wir kennen die Probleme 
der Langzeitarbeitslosen. So haben wir zum Beispiel für ein 
großes Gewerbegebiet in Lubmin einen Arbeitsvermittler vor 
Ort eingesetzt. Er fungiert als Berater und Ansprechpartner 
für die Firmen. Das macht die hohe Achtung aus, die unsere 
Sozialagentur bei den Firmen in unserer Region genießt.

„Der Koalitionsvertrag sieht zumindest eine Entfristung der 
bestehenden 69 Optionskommunen vor – um eine zahlen-
mäßige Erweiterung wird derzeit noch gerungen. Worin se-
hen Sie die zentrale Chance der Option im Kampf gegen die 
Langzeitarbeitslosigkeit?”

Unsere Erfahrungen sind ganz klar: Die Vernetzung aller 
Strukturen einer Kreisverwaltung ist ein klarer Pluspunkt 
bei der Optionslösung. Unsere Arbeit ist transparent. Die 
Arbeit des Optionsbetriebes wird vom Kreistag begleitet.  
Das geht von der Zieldefinition über die Haushaltsdebatte 
bis zur regelmäßigen Information über die Ergebnisse. Wir 
können schnell reagieren. Das ist ein großer Vorteil. So ha-
ben wir zum Beispiel für die Beratung zur Umsetzung des 
Kommunal-Kombi-Modells sehr schnell eine entsprechende 
Beratungsstelle für die Gemeinden organisiert. 

Interview mit Dr. Barbara Syrbe 
Landrätin Landkreis Ostvorpommern, Mecklenburg-Vorpommern

INTERVIEW
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„Was bedeutet der Slogan ‚Leistungen aus einer Hand‘ kon-
kret in Ihrem Landkreis?”

Ansprechpartner für alle Belange von Langzeitarbeitslosen 
ist der Landkreis, ist die Sozialagentur. Egal, ob es um die 
Zahlung des Arbeitslosengeldes geht oder um die Berech-
nung der Kosten der Unterkunft. Egal, ob es um eine Ein-
gliederung oder Weiterbildung geht oder den dazu nötigen 
Betreuungsplatz für Kinder oder für hilfebedürftige Angehö-
rige. Egal, ob man Hilfe beim Abbau von Schulden benötigt 
oder eventuell eine psychosoziale Leistung in Anspruch neh-
men muss. Es gibt einen Ansprechpartner: Die Fallmanage-
rin oder den Fallmanager. Weil das so ist und weil sich alle 
Menschen, die unsere Sozialagentur in Anspruch nehmen 
müssen, in einer existenziell schwierigen Situation befinden, 
gibt es bei uns kein Callcenter. Bei uns kann ein Mensch mit 
einem Menschen reden! – Das ist für uns wichtig.

„In Mecklenburg-Vorpommern sind Sie als Optionskreis ge-
wissermaßen umringt von Arbeitsgemeinschaften mit den 
örtlichen Arbeitsagenturen. Gibt es Zusammenarbeit zwi-
schen Ihnen und Ihren Nachbarn?”

Natürlich. Wir arbeiten bei vielen Projekten zusammen. Ein 
gutes Beispiel ist das Projekt 50plus. Unser Kreis ist verant-
wortlich für die Umsetzung der Zielstellungen für die AR-
GEn in den Hansestädten Greifswald und Stralsund und den 
Landkreisen Rügen, Nordvorpommern und Uecker-Randow. 
Als Partner arbeiten wir da übrigens auch mit dem Landkreis 
Miesbach – einem Optionskreis in Bayern zusammen. Wenn 
es um die Ansiedlung neuer Firmen geht, gibt es eine enge 
Zusammenarbeit mit der Bundesagentur. Gutes Beispiel da-
für war die Ansiedlung eines Callcenters in Anklam. Da ha-
ben wir intensiv die Personalauswahl und -schulung beglei-
tet. Auch bei der Ansiedlung von Firmen in Lubmin arbeiten 
wir zusammen. 

„Welche Rolle spielt die überregionale Vermittlung?”

Wir arbeiten mit einem Internetportal, in dem über 1,6 Mio. 
Jobangebote eingestellt und die Profile von unseren Kunden 
verfügbar sind. Darüber hinaus vermitteln wir nach Österreich, 
in die Schweiz, nach Norwegen und Schweden. Unsere Part-
nerschaft mit der Deutschsprachigen Gemeinschaft in Bel-
gien haben wir dazu genutzt, mit dem dortigen Arbeitsamt 
und Firmen in Kontakt zu kommen, um Arbeitsangebote 
und Praktika zu vermitteln. Allerdings spielt die überregio-
nale Vermittlung im SGB II insgesamt nur eine untergeord-
nete Rolle. Im vergangenen Jahr war dies bei uns nur für 9% 

der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen relevant.

„Was können andere Optionskommunen vom Landkreis 
Ostvorpommern in seiner ‚Exotenrolle‘ in Mecklenburg-Vor-
pommern lernen?”

Man muss schon standhaft bleiben und darf sich keine 
Schwierigkeiten einreden lassen. Nachdenken, Vorteile und 
Nachteile aufschreiben und öffentlich diskutieren – das kann 
ich nur empfehlen. Transparenz zeigen, Ergebnisse veröf-
fentlichen, Klinkenputzen bei den Firmen vor Ort, bei der 
Politik. Wir haben inzwischen die Zweifler überzeugt und 
erhalten heute Lob den ortsansässigen Firmen und von den 
Gemeinden und Anerkennung von den Politikern.

„Seitens des Bundes wird den Optionskommunen mitunter 
vorgeworfen, ihre Leistungen seien nicht transparent und 
wenig vergleichbar. Stimmt das?”

Nein. Was der Bund mit uns veranstaltet hat, als es um die 
Übernahme unserer Zahlen ging, darüber will ich lieber 
schweigen. Da ließen sich Statistiken über Jahre angeblich 
nicht in Übereinstimmung bringen und unsere Angaben 
wurden dann „plausibilisiert“. In welche Richtung, das lässt 
sich denken. Wir geben einen monatlichen Bericht über 
unsere Arbeit heraus, den kann man sich aus dem Internet 
herunterladen. Der Kreistag erhält seit fünf Jahren in jeder 
Sitzung einen schriftlichen Kurzbericht.  

„Was halten Sie in diesem Zusammenhang vom Vorschlag, 
die Optionskommunen künftig unter die Rechts- und Fach-
aufsicht des Bundes zu stellen?”

Unsere Aufsicht sitzt bisher in Schwerin, beim Land Meck-
lenburg-Vorpommern. Sie können versichert sein, dass dort 
genau hingeschaut wurde, gerade weil wir die einzigen wa-
ren und zurzeit noch sind. Als Optionskommune ist ja nicht 
nur die fürs Gesetz zuständige Rechts- und Fachaufsicht 
involviert, sondern auch die Kommunalaufsicht wegen des 
Haushaltes. Schon deswegen halte ich die bisherige Lösung 
der Länderaufsicht für die vernünftigere. Gegen eine Auf-
sicht des Bundes gibt es darüber hinaus auch verfassungs-
rechtliche Bedenken.

 
 
 

„Wo sehen Sie die Sozialagentur Ostvorpommern in fünf 
Jahren?”

Als anerkannte Partnerin für alle, die Fachkräfte suchen, und 
als anerkannte Partnerin für die, die Hilfe auf ihrem Weg aus 
der Langzeitarbeitslosigkeit brauchen. Auch in fünf Jahren 
wird bei uns noch jede Akte ein Gesicht haben.

INTERVIEW

• 2950 aktive 
Bewerberprofile der 
Sozialagentur

• Zugriff auf ca. 
1,6 Mio. offene Stel-
lenangebote täglich

Stand 23.2.2010

Integrationen 1. Arbeitsmarkt (2005-2009) 
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Seit dem Jahr 2006 führen die 69 Optionskommunen für 
die Umsetzung des SGB II einen Prozess des Benchmarking 
durch. Ziel ist die Optimierung von Ergebnissen, Strukturen 
und Prozessen. Dabei wird die Umsetzung des SGB II nicht 
als ein einmaliger Reformprozess verstanden, der irgend-
wann seinen Abschluss findet, sondern als ein kontinuier-
licher Lern- und Verbesserungsprozess. Das Verständnis von 
Benchmarking und dessen Umsetzung bei den Optionskom-
munen wird hier in den Grundzügen dargestellt.

1. Verständnis von Benchmarking
Mit dem Begriff Benchmarking ist seit vielen Jahren sowohl 
ein Instrument der Betriebswirtschaft und des wirtschaft-
lichen Managements als auch in zunehmendem Maße ein 
Trend bezeichnet, der viele gesellschaftliche Bereiche durch-
dringt, in denen Wettbewerbsorientierung und Modernisie-
rung gefördert werden sollen. 

Der englische Begriff „Benchmarking“ stammt aus dem Ver-
messungswesen und bezeichnet dort eine Vermessungsmar-
kierung, einen Bezugspunkt und Standard, an dem etwas 
gemessen und beurteilt wird. In der Managementlehre wird 
Benchmarking ursprünglich als ein Verfahren beschrieben, 
durch einen Vergleich der Geschäftsprozesse verschiedener 
Unternehmen  –  vorzugsweise aus unterschiedlichen Bran-
chen  –  die „beste Praxis“ im Sinne einer Optimierung der 
eigenen Leistungsfähigkeit zu erreichen. Begriffe wie „Ler-
nen vom Besten“ oder „Orientierung am ‚Benchmark’ als 
bestem Wert“ sind daraus entstanden. Im Bereich der öf-
fentlichen Verwaltungen in Deutschland hat Benchmarking 
erst in den 90er Jahren Einzug gehalten (insbesondere die 
Bertelsmann Stiftung ist als Initiator zu erwähnen) und ist 
dann zunehmend auf die Besonderheiten der Durchführung 
öffentlicher sozialer Dienstleistungen angewendet worden.

Die Optionskommunen sind 2006 mit Hilfe der Bertelsmann 
Stiftung,  die bis 2007 die Grundlegung des Benchmar-
king der Optionskommunen durchgeführt hat, von dem 
ursprünglichen Verständnis dieser Technik ausgegangen. 
Grundsätzliches Ziel des SGB II-Benchmarking der Options-
kommunen ist es, die Stärken und Schwächen der jeweiligen 
Organisation und ihrer Prozesse durch die Gegenüberstel-
lung mit anderen Organisationen und Prozessen aufzude-
cken und dadurch die Leistungsfähigkeit zu erhöhen. Durch 
die Leistungsvergleiche zwischen den Optionskommunen 
soll ein „Lernen von guter Praxis“ ermöglicht werden. Dabei 
haben die Optionskommunen von vornherein versucht, der 
Komplexität der Aufgabe des SGB II gerecht zu werden. Ein 
simples Ranking („Wer ist der Beste?“) wird dem nicht ge-
recht, da die Rahmenbedingungen vor Ort oftmals sehr un-
terschiedlich sind. Benchmarking ist vor allem dann wirksam, 
wenn es darum geht, zeitnah zu Verbesserungen komple-
xer Praxisprozesse zu gelangen, und nicht nur darum, einen 

„Gewinner“ in einem (unechten) Wettbewerb öffentlich zu 
präsentieren.

2. Die Bildung der Vergleichsringe
Zu Beginn des Benchmarkingprozesses wurden aus den 69 

Optionskommunen sieben Vergleichsringe gebildet. Krite-
rien der Zuordnung zu einem Vergleichsring waren unter 
anderem die Größe der Optionskommune und die jeweilige 
örtliche Arbeitsmarktsituation. Angesichts der Anzahl und 
der eher zufälligen regionalen Lage der Optionskommunen 
wurde ein pragmatischer Ansatz der Bildung der Vergleichs-
gruppen gewählt. Es ist ein Unterschied, ob ein Grundsiche-
rungsträger 5.000 oder 40.000 Bedarfsgemeinschaften zu 
betreuen hat oder ein sehr schwungvoller oder eher unbe-
weglicher Arbeitsmarkt gegeben ist – beides hat in die Ver-
gleichsringsbildung Eingang gefunden. Davon abgesehen ist 
jedoch die Unterschiedlichkeit der Grundsicherungsträger 
für den Lern- und Austauschprozess eher förderlich.

Die sieben Vergleichsringe haben mit 8 – 12 Optionskom-
munen etwa die gleiche Größe und unterscheiden sich nach 
durchschnittlicher Anzahl der Bedarfsgemeinschaften und 
der Entwicklungsdynamik der jeweiligen Arbeitsmärkte. 
Über den Vergleichsring hinaus ist auch der Blick auf regio-
nal zusammengehörige Grundsicherungsträger (auch unter 
Einbeziehung von ARGEn) wichtig, insbesondere wenn die 
regionalen Arbeitsmärkte von den Grenzen der Gebietskör-
perschaften  stark abweichen.

3. Arbeitsweise und Durchführung
Kern der Durchführung des Benchmarkingsprozesses sind die 
Treffen der Vergleichsringe, die regelmäßig (i. d. R. viertel-
jährlich) ihren Status untereinander und zwar quantitativ an 
Hand von Kennzahlen und qualitativ mit Bezug auf Praxisan-
sätze analysieren und gute Praxisansätze entwickeln bzw. 
austauschen. Jährlich erstellen die Vergleichsringe Berichte. 
Über das Benchmarking aller 69 Optionskommunen wird 
ebenfalls jährlich ein öffentlicher Gesamtbericht erstellt.

Bei der Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitslose kann 
es nicht das Ziel des Benchmarkingprozesses sein, alle ex-
ternen Einflussfaktoren auf das Leistungsergebnis zu isolie-
ren oder herauszurechnen, um somit die Unterschiede der 
Leistungsergebnisse allein der Verantwortung des Manage-
ments zuzurechnen.  Niemand kann z. B. genau sagen, wie 
viel eines Erfolges der günstigen Arbeitsmarktentwicklung 
oder der Leistung des Managements geschuldet ist.1 Viel-
mehr geht es darum, den verschiedenen Zieldimensionen 
(Vermittlung in Arbeit und deren Nachhaltigkeit, Reduzie-
rung der passiven Leistungen, Einhaltung der Qualitätsziele 
etc.) unterschiedliche Strategien (Geschäftsprozesse, Ziel-
gruppenarbeit, Betreuungs- und Beratungsformen) gegen-
über zu stellen und im Vergleich Ansätze für gute oder be-

Das Benchmarking der Optionskommunen

LEISTUNGSVERGLEICH
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ste Praxis zu erarbeiten. Dabei spielen objektive Kennzahlen 
eine zentrale Rolle, aber auch qualitative Analysen und Be-
wertungen sind Teil der Vergleichsringarbeit.

Der von den Optionskommunen genutzte Katalog der Kenn-
zahlen2 orientiert sich an denjenigen Kennzahlen, die bun-
desweit für alle Grundsicherungsträger vereinbart worden 
sind. Die Kennzahlen erstrecken sich auf:

·	 die Quoten der erwerbsfähigen Leistungsbezieher, der 	
	 Arbeitslosen und der Bedarfsgemeinschaften (bei den 	
	 zwei ersten Zahlen getrennt nach unter und über 25 	
	 jährigen Personen),

·	 die Quote der Aktivierung (Personen in Maßnahmen),

·	 die Quote der Beschäftigung (Anteil der erwerbstätigen 	
	 Leistungsbezieher, teilweise gestaffelt nach Höhe des 	
	 Erwerbseinkommens),

·	 die Quote der durchgeführten Sanktionen (Leistungskür-	
	 zungen als Folge der Nichterfüllung der Pflichten),

·	 die Ausgaben für passive Leistungen, Eingliederungsmaß-	
	 nahmen und Verwaltung.

Grundlage der Datengewinnung für die Kennzahlen ist das 
Datenbankmodul „XSozial“, das alle von den Optionskom-
munen genutzten IT-Systeme nach einer gleichen Definition 
und abgestimmt mit den Anforderungen der Bundesagentur 
für Arbeit nutzen. Bis zum Jahr 2008 einschließlich haben 
die 69 Optionskommunen das Datenbankmodul „XSozial“ 
selbst ausgewertet, in die Datenbank eines beauftragten 
externen Beratungsunternehmens übertragen und für die 
Auswertung der Kennzahlen genutzt. Der Grund für dieses 
Vorgehen war hauptsächlich, dass der Prozess der Daten-

auswertung und -bereinigung durch die BA nicht immer ein-
deutig nachvollziehbar und transparent war. Seit Mitte 2009 
wird der von der BA vorgehaltene Statistikservice genutzt, 
nachdem die Datenqualität auf Seiten der BA ausreichend 
entwickelt war.3  

Neben der regelmäßigen Auswertung der Kennzahlen steht 
die Analyse von wichtigen Fragestellungen der strategischen 
Umsetzung des SGB II im Mittelpunkt der Vergleichsringar-
beit. Zu diesen Themen (an dieser Stelle ist nur eine kleine 
Auswahl möglich) gehören:

·	 Organisationsaufbau und Gestaltung der Geschäftspro-	
	 zesse,

·	 Steuerung und Controlling,

·	 Arbeitgeberservice und Arbeitsvermittlung,

·	 Messung von Integrationsfortschritten,

·	 Einbeziehung kommunal flankierender Leistungen,

·	 Steuerung und Controlling der Eingliederungsmaß-		
	 nahmen,

·	 Zielsteuerung im SGB II,

·	 Zielgruppenspezifische Arbeitsansätze,

·	 u. v. a. m.

Im Benchmarkingprozess geht es um das Zusammenspiel 
verschiedener Zieldimensionen im Vergleich zu den ande-
ren Optionskommunen des Vergleichsrings. Dabei entsteht 
das „Leistungsprofil“ einer Optionskommune, also die Ab-
bildung der Stärken und Schwächen im Vergleich zu den 
anderen Teilnehmern des Vergleichsrings. Das Beispiel eines 
solchen Profils ist im Folgenden abgebildet:

LEISTUNGSVERGLEICH



Der Wert der Vergleichsringarbeit geht noch weit darüber 
hinaus: viele Tipps, gegenseitige Hinweise und Unterstüt-
zungen vollziehen sich direkt zwischen den teilnehmenden 
Optionskommunen und fördern eine immer besser wer-
dende, gleichmäßige Qualität der Arbeit. Über all dies liefert 
der Internetauftritt des Benchmarking der Optionskommu-
nen (www.optionskommune.info) weiterführende Informa-
tionen.

4. Ergebnisse des Benchmarking
Welche Ergebnisse hat das Benchmarking der Optionskom-
munen nach fast fünfjähriger Arbeit hervorgebracht? Die-
se Frage verweist auf die Vielfalt der Resultate. Die Frage 
nach der „besten Optionskommune“ wird daher auch nicht 
beantwortet, weil dies je nach der Dimension der Betrach-
tung unterschiedlich sein kann. Wählt man zum Beispiel die 

Quote der Vermittlungen in den ersten Arbeitsmarkt aus4, 
so schneiden Optionskommunen in wirtschaftsstarken Regi-
onen (z. B. Baden-Württemberg) im Gegensatz zu Options-
kommunen in strukturschwachen Regionen bis 2008 gut ab  
– seit der Wirtschaftskrise dreht sich das Bild. Überraschend 
gut erweisen sich bei den Arbeitsvermittlungen auch Opti-
onskommunen in den neuen Bundesländern – dieses Bild hat 
sich durch die Wirtschaftskrise (noch) nicht geändert. Zu den 
Ergebnissen des Benchmarking gehört auch die Feststellung, 
dass hohe Sanktionsquoten sowie hohe Aktivierungsquoten 
(Anteil der Langzeitarbeitslosen in Maßnahmen) nicht mit 
hohen Quoten der Integration in den ersten Arbeitsmarkt 
zusammenhängen müssen. Es gibt genauso Optionskom-
munen, die mit wenig Sanktionen und vergleichsweise ge-
ringer Aktivierungsquote eine überdurchschnittliche Zahl der 
Integrationen in den ersten Arbeitsmarkt erreichen.

Beispielhaft wird in der vorangehenden Grafik die Entwick-
lung der Bedarfsgemeinschaften sowie nachstehend der 
Entwicklungsvergleich der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
und die Entwicklung der SGB II – Arbeitslosenquote verglei-
chend dargestellt.

5. Resümee und Perspektiven
Das Benchmarkingprojekt der Optionskommunen hat eine 
Reihe von wichtigen Ergebnissen hervorgebracht. Es ist vor 
allem das Zusammenspiel vieler Faktoren und die Berücksich-
tigung lokaler Gegebenheiten, die den Erfolg eines Grund-
sicherungsträgers befördern. Dazu gehört nicht zuletzt ein 
gut qualifizierter und motivierter sowie auch relativ stabiler 
Stamm an Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Es gibt kein 
ideales Organisations- oder Prozessmodell; vielmehr kommt 
es darauf an, für die örtlichen Rahmenbedingungen das je-
weils geeignete Modell zu implementieren. 

Die Ergebnisse des Benchmarkingprozesses der Options-
kommunen sind vielfältig. Sie zeigen auch, dass man an 

mehreren Stellen mit Verbesserung (Organisation, Personal, 
Steuerung usw.) ansetzen muss und dass die Prioritäten ört-
lich unterschiedlich sind und sein sollten. Es kommt auf die 
Wirkung und den lokalen Gesamteffekt an und nicht darauf, 
dass alle grundsicherungsträger zum gleichen Zeitpunkt die 
gleiche Verbesserungsmaßnahmen vorzunehmen haben.

Zukünftig sollte es darum gehen, die Erkenntnisse aus dem 
Benchmarkingprozess der Optionskommunen stärker als 
bisher für alle Grundsicherungsträger nutzbar zu machen. 
Von zentraler Bedeutung wird sein, dass Benchmarking ein 
stetiger und transparenter Lern- und Austauschprozess  der 
beteiligten Grundsicherungsträger auf der Suche nach „best 
practice“ bleibt.
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7

LEISTUNGSVERGLEICH

1 In den Niederlanden geht man z. B. auf Basis einer groben Schätzung davon aus, dass 40 % 
eines Ergebnisses dem Management und 60 % den externen Faktoren zuzurechen sind. Diese 
Schätzung ist nicht wissenschaftlich fundiert.

2 Der Katalog der Kennzahlen ist auch unter ww.optionskommunen.info abrufbar, dem Inter-
netauftritt des Benchmarkings der Optionskommunen.

3 Es gibt vor allem 2 Problemfelder: die von der Bundesagentur oft kurzfristig vorgenommenen 
Änderungen von Datendefinitionen sind nicht immer sofort in den IT-Systemen der Optionskom-

munen umsetzbar (umgekehrt warten Optionskommunen auch auf verspätete Anpassungen 
der IT-Systematik der Bundesagentur). Zweitens gibt es noch stets Ungereimtheiten, wenn von 
den Optionskommunen nachweislich gemeldete Daten nicht in den Datendarstellungen der 
Bundesagentur auftauchen.
 
4 Schon bei der Definition beginnen die (leider immer noch ungelösten) Probleme: berück-
sichtigt man im Nenner nur die dem Arbeitsmarkt verfügbaren Personen (wie bei der Bundes-
agentur für Arbeit) oder alle erwachsenen Leistungsbezieher, also auch Alleinerziehende mit 
Kleinkindern, wozu die Optionskommunen tendieren.

Quelle: Benchmarking der Optionskommunen Gesamtbericht 2009

Quelle: Benchmarking der Optionskommunen Gesamtbericht 2009



Das Internationale Institut für Staats- und Europawissen-
schaften (ISE), Prof. Dr. Jens Joachim Hesse, hat im Auftrag 
des Deutschen Landkreistages in den Jahren von 2005 bis 
2008 die Aufgabenträgerschaft nach dem SGB II evaluiert. 
Untersucht wurden alle Landkreise, alle Optionskommunen 
sowie die zu Vergleichszwecken gesondert einbezogene 
Stadt Ingolstadt. Mit drei flächendeckenden Befragungen 
aller 330 genannter kommunaler Träger in den Jahren 2006, 
2007 und 2008 wurde die Grundlage für eine umfassende 
Analyse gelegt. Daneben wurde in zwölf Fallstudien – hälftig 
in ARGEn und Optionskommunen – mit vier Feldphasen in 
den Jahren 2005-2008 ein tiefer Einblick in die SGB II-Umset-
zung gewährleistet. Ergänzt wurden diese Erkenntnisquellen 
durch parallele Fallstudien des ISE bei den baden-württem-
bergischen Landkreisen im Auftrag des Landkreistages Ba-
den-Württemberg.

Im Folgenden sind die wesentlichen Ergebnisse und Erkennt-
nisse der Evaluation komprimiert aufbereitet:

Lage und Bedürfnisse der Hilfebedürftigen
Allenfalls jeder vierte Hilfebedürftigen kann ohne vorher-
gehende Aktivierung in Arbeit vermittelt werden. Mehr als 
die Hälfte der Träger hält sogar nur jeden zehnten SGB II-
Leistungsempfänger ohne Weiteres für vermittelbar auf dem 
ersten Arbeitsmarkt. Entsprechend richtet sich die Arbeit im 
SGB II zunächst auf die Schaffung der Grundlagen für eine 
spätere Beschäftigung. Die überregionale Vermittlung spielt 
deshalb nach Einschätzung von mehr als 80% der Träger 
lediglich eine geringe Rolle. Während vorbeugendes Tätig-
werden in ca. 40% der ARGEn eine Rolle spielt, bemühen 
sich mehr als 60% der Optionskommunen um Prävention. 
Dabei stehen v.a. Jugendliche im Fokus.

Stärkere Verknüpfung mit kommunalen Aufgaben im 
Umfeld
Die kommunalen Leistungen im SGB II (Schuldner-, Sucht- 
und psychosoziale Beratung) werden in den Optionskom-

munen am engsten mit den übrigen Leistungen verknüpft. 
Offenbar aufgrund der engen Verknüpfung sind in den Opti-
onskommunen die stärksten Anstiege dieser Leistungen seit 
Bestehen des SGB II zu verzeichnen. Dies erklärt den höch-
sten Einschätzungsanteil, dass die vorgehaltenen Angebote 
den in diesem Bereich bestehenden Bedarf decken.

Darüber hinaus werden die bestehenden Kooperations-
potentiale zu kommunalen Aufgaben (Jugend, Gesundheit, 
Schule, Wirtschaft) in Optionskommunen deutlich höher 
bewertet und intensiver genutzt. Mehr als drei Viertel der 
Optionskommunen haben daneben Kooperationen mit Un-
ternehmen, Kammern oder Wirtschaftverbänden, während 
bei den ARGEn nur etwa die Hälfte derartige Kooperationen 
benennt.

Politisches Engagement für das SGB II
In über 90% der Optionskommunen, aber nur 50% der AR-
GEn besteht ein hohes Interesse der Kommunalpolitik für 
Fragen des SGB II. Dabei steht bei den Optionskommunen 
der Vermittlungs- und Integrationserfolg, die Wahrung des 
kommunalen Einflusses ebenso wie der sichere Leistungsbe-
zug im Fokus, während in den ARGEn und getrennten Auf-
gabenwahrnehmungen besonders die Ausgabenkontrolle 
als wichtig angesehen wird. Auf diesem Wege gewährleistet 
die kommunale Trägerschaft die unmittelbare demokratische 
Kontrolle und die inhaltliche Ausrichtung der SGB II-Aufga-
benwahrnehmung. Die soziale Sicherung durch das SGB II 
für etwa jeden zwölften Bundesbürger wird nicht alleine der 
Verwaltung überlassen, sondern vor Ort aufmerksam poli-
tisch und öffentlich begleitet.

Gestaltungswille und Selbstbewusstsein
Die Entscheidung für die Option war überwiegend getra-
gen von dem Wunsch, bestehende kommunale Strukturen 
weiterhin zu nutzen, die Ressourcenverantwortung behal-
ten und direkt die Aufgabenausführung steuern zu kön-
nen. Dagegen prägten bei den ARGEn finanzielle Risiken, 
die unsichere Rechtslage und der knappe Zeithorizont zur 
Umsetzung die Entscheidungsfindung. Die getrennte Aufga-
benwahrnehmung wurde v.a. wegen der finanziellen Risiken 
mit der ARGE und wegen der dabei befürchteten starken 
Einflussnahme des Bundes angesteuert. Somit zeigt sich, 
dass die Option häufig auf schon zuvor bestehendes Enga-
gement in diesem Bereich gestützt und von Selbstbewusst-
sein und Gestaltungswillen geprägt war. Die Entscheidung 
zu den Alternativen fiel weniger kraftvoll aus und führte 
in der Folgezeit zu einem hohen Anteil von Options- und 
Wechselwilligen.

Umfassende Ressourcenverantwortung der Options-
kommunen
Der bei der Trägerentscheidung zutage getretene Gestal-

Wissenschaftliche Evaluation belegt Vorteile der Option
Mehr Möglichkeiten zum Nutzen der Hilfebedürftigen
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tungswillen in den Optionskommunen wird bei den Hand-
lungsspielräumen durchgängig bestätigt. So haben sich bei 
fast allen Optionskommunen die Gestaltungsspielräume 
erhöht oder sind unverändert gleichgroß geblieben, wäh-
rend in den ARGEn nur bei 16% eine Erhöhung, in 44% ein 
gleichgroßer Spielraum und in 40% eine Verringerung der 
Gestaltungsspielräume festzustellen ist. Bei der getrennten 
Aufgabenwahrnehmung sehen zwei Drittel eine Verringe-
rung ihrer Möglichkeiten, ein Drittel keine Veränderung.

Die Betreuungsschlüssel vor Ort sind durchgängig in den 
Optionskommunen günstiger. Die Kundendifferenzierung 
ist in der Regel vielfältiger und die Betreuungskonzepte sind 
genereller angelegt. Insofern wird die Ressourcenverantwor-
tung auch verantwortungsbewusst im Sinne der Leistungs-
berechtigten genutzt.

Hohe Unzufriedenheit mit Leistungssoftware der BA
Die Leistungssoftware der BA für die ARGEn wird in hohem 
Maße als unzureichend kritisiert und würde – soweit dazu 
eine Möglichkeit bestünde – von zwei Drittel nicht mehr ge-
nutzt werden. Die Vermittlungssoftware Verbis wird dage-
gen mehrheitlich als zufriedenstellend und von etwa einem 
Drittel als in Teilen erheblich nachbesserungsbedürftig ein-
geschätzt.

Länder spielen nur für Optionskommunen wichtige 
Rolle
Die Rolle der Länder wird insbesondere von den ARGEn als 
zurückhaltend eingeschätzt. Die Optionskommunen fühlen 
sich fast alle von den Ländern gut unterstützt, bei den AR-
GEn nur etwa die Hälfte.

Vielfache Kontrollinstanzen in Optionskommunen
In den Optionskommunen gibt es – gerade im Vergleich 
zu den ARGEn – eine höhere Zahl an Prüf- und Kontrollin-
stanzen, weil neben kommunalen Prüfungen auch solche 
der Länder und des Bundes erfolgen. Insofern gibt es keinen 
Anlass, an der Einhaltung von Recht und Gesetz in den Opti-
onskommunen zu zweifeln. Im Gegenteil gewährleistet das 
hohe Interesse vor Ort auch eine effektive öffentliche und 
politische zusätzliche Kontrolle.

Kreisangehörige Gemeinden besser eingebunden
Die Einbeziehung der kreisangehörigen Gemeinden erfolgt 
in den Optionskommunen in erheblich stärkerem Umfang 
als in den übrigen Ausführungsformen. So wird in den Op-
tionskommunen ein hohes Interesse der Gemeinden an der 
Aufgabenwahrnehmung mit 74% etwa dreifach höher als 
in ARGEn mit 26% eingeschätzt. Die Sicherstellung kurzer 
Wege für die Bürger durch den Erhalt örtlicher Standorte 
spielt dabei eine besondere Rolle. Wie beim Interesse der 
Kommunalpolitik prägen inhaltliche und an den Anliegen 
der Hilfebedürftigen orientierte Fragen das Interesse und die 
Beteiligung der kreisangehörigen Gemeinden.

Dauerhafte Wahlfreiheit gewährleistet Systemwettbe-
werb
In Bezug auf die Organisationsentscheidung ergibt die Un-
tersuchung ein klares Bild. Gibt es nur eine begrenzte oder 
einmalige Möglichkeit zur Option, wollen drei Viertel der 
Landkreise diese Möglichkeit in Anspruch nehmen. Wird da-
gegen auch in Zukunft ein Wechsel in das Optionsmodell er-
möglicht, würde sich unmittelbar weniger als die Hälfte der 
Landkreise für die Option entscheiden. Somit bietet die Aus-
gestaltung des Optionsmodells in der Zukunft weitgehende 
Möglichkeiten, die SGB II-Organisation zu stabilisieren. Ent-
sprechend spricht sich der Gutachter für einen dauerhaften 
Systemwettbewerb durch die dauerhafte Wechselmöglich-
keit in die Option aus, die sowohl dem Regelmodell wie den 
Optierern zugute kommen würde.

Deutliches Votum für einen SGB II-Träger
Über 90% der Träger sprechen sich klar für eine Überwin-
dung der geteilten Trägerschaft im SGB II von Kommunen 
und BA durch die Benennung eines Trägers für alle Leistungen 
aus. Noch deutlicher ist der Wunsch von 95% der Träger für 
eine Zuständigkeit der Länder mit der Regelzuständigkeit der 
Kommunen – wie sie den verfassungsrechtlichen und ver-
waltungspraktischen Normalfall im föderalen Bundesstaat 
darstellt.
 
Votum für Option und Ablehnung getrennter Aufga-
benwahrnehmung
Soweit die zwischen BA und Kommunen geteilte Träger-
schaft nicht überwunden werden kann, befürworten an-
nähernd 90% eine unbefristete und zahlenmäßig unbe-
schränkte Öffnung der Option und zugleich ausgestaltbare 
Formen der Zusammenarbeit alternativ dazu. Eine getrennte 
Aufgabenwahrnehmung wird von einer starken Mehrheit 
von knapp 90% der Träger abgelehnt.

Aussagekraft der Untersuchung
Während die Untersuchung im Auftrag des BMAS nur einen 
Zeitraum von weniger als zwei Jahren in den Blick nehmen 
konnte, hat die Untersuchung des ISE die Jahre 2005 - 2008 
erfasst. Eine Fokussierung auf kurzzeitige Wirkungen und 
spekulative Hochrechnungen, die bei der Evaluation des 
BMAS grundlegende Kritik hervorgerufen hatte, gibt es bei 
der Untersuchung des ISE nicht. Vielmehr finden sich ana-
lytische Darstellungen. Die hohe Beteiligung, die mehr als 
80% aller befragten Landkreise und Optionskommunen 
umfasste, gewährleistet eine hohe Aussagekraft der Unter-
suchung.

Link zur Kurzzusammenfassung:

http://www.landkreistag.de/dlt-aktuell/veroeffentlichungen/bd-77.pdf

Link zum vollständigen Bericht: 

http://www.landkreistag.de/dlt-aktuell/veroeffentlichungen/bd-80.pdf
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„Wir wollen die eigenständige Lebensbewältigung und ge-
sellschaftliche Teilhabe fördern. Unsere Unterstützung setzt 
an den Wünschen und Fähigkeiten der einzelnen Menschen 
an und ist auf Prävention, frühe Förderung und Nachhaltig-
keit orientiert“, so fasst der Landkreis Marburg-Biedenkopf 
seine Zielsetzung zusammen. Vielfältige Ansatzpunkte ver-
folgt das KreisJobCenter zur Umsetzung der Ziele in seiner 
täglichen Arbeit. Exemplarisch wären hier für die „Hilfe aus 
einer Hand“ zu nennen:

Jobakademie
Die ausgebildeten Fallmanager in der Jobakademie beraten 
die Teilnehmer in 32 Terminen à 3,5 Stunden zu Beginn des 
Leistungsbezuges auf Augenhöhe. Ressourcentraining zur 
besseren Selbsteinschätzung und Gruppengespräche schaf-
fen eine neue Ausgangslage. Die Aktivierung von Eigeniniti-
ative, eigener Orientierung und Einschätzungen der anderen 
Teilnehmer und der Fallmanager sollen neue Horizonte eröff-
nen. Modernste Medien und vielfältige Qualifizierungsmög-
lichkeiten stehen dabei zur Verfügung.

Arbeitgeberservice – passgenau, schnell, unbürokra-
tisch
Der Arbeitgeberservice kann durch gute Leistungen und gu-
ten Service für Arbeitgeber und für Hilfebedürftige Einiges 
erreichen. Verlässlichkeit und Qualität, Geschwindigkeit und 
unbürokratisches Handeln veranlassen Arbeitgeber, gut aus-
gewählte und geeignete SGB II-Leistungsempfänger einzu-
stellen.

Reha-Fallmanagement
Bei der Integration von Menschen mit Behinderungen ist 
besonders das Herausarbeiten und Unterstützen der persön-
lichen Stärken gefragt. Mit Hilfe eines engmaschigen Unter-
stützungsnetzes lassen sich auch hier Erfolge erzielen.
 
Frauen mit Kindern und Berufseinstieg von Frauen för-
dern
Gleichstellung wird groß geschrieben. Mit niedrigschwel-
ligen Informations- und Unterstützungsangeboten werden 
Erziehende zu Teilzeitausbildung motiviert. Das Projekt wur-
de vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend prämiert. 

Daneben werden in der Frauenberatungsstelle Frauen im 
SGB II-Leistungsbezug beraten und speziell begleitet. Eine 
ausgebildete Erzieherin betreut unterdessen die Kinder. 

Ein Programm für Kind und Karriere unterstützt Alleiner-
ziehende für Engpässe wie Ausfall der Kinderbetreuung, 
Krankheit des Kindes oder Prüfungszeiten. Darüber hinaus 
werden Treffen von Alleinerziehenden mit dem Ziel der Hilfe 
zur Selbsthilfe organisiert.

Jugendliche mit Migrationshintergrund
„Zukunft durch Bildung für Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund“ greift häufige Problemlagen auf. Die Entwicklung 
von realistischen Berufswahlperspektiven und deren Verfol-
gung werden unterstützt. Insbesondere die Eltern der Ju-
gendlichen werden dafür mit erfolgreichen Beispielen und 
Informationen zum dualen Bildungssystem angesprochen. 
Hierfür werden auch Vertreter der islamischen Gemeinde 
einbezogen.
 
Auch Integrationsassistenten fördern die Integration und 
die Selbständigkeit, indem die berufliche Qualifzierung der 
angehenden Assistenten mit der frühen Förderung von Kin-
dern mit Migrationshintergrund verknüpft wird.

BOJE – Halt für strauchelnde Jugendliche
Manche Jugendliche sind mit herkömmlichen Methoden 
nicht mehr zu erreichen. Sie sind orientierungslos, haben 
ein unsicheres soziales Umfeld, Probleme im Elternhaus, 
ständige Enttäuschungserfahrungen in der Schule und Ver-
sagensängste. Gedanken an die eigene Zukunft und deren 
Gestaltung geraten so ins Hintertreffen. Perspektiven rücken 
in die Ferne. Für diesen Personenkreis gibt es ein von päda-
gogischen Fachkräften entwickeltes Konzept “BOJE – Beruf, 
Orientierung, Jugendliche, Entwicklung“, auf dessen Grund-
lage diese Jugendlichen gezielt aufgesucht werden.

Viel(fältig)e Bausteine zum Erfolg
Ein Beispiel für das konsequente Verfolgen nachhaltiger
Zielsetzungen aus Marburg-Biedenkopf
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Langzeitarbeitslose in die Gesellschaft („Aufbruch“ 
und „MALI“)
Langzeitarbeitslose mit multiplen Vermittlungshemmnis-
sen – häufig verbunden mit sozialer Isolation – stehen im 
Fokus von „Aufbruch“. Auf Basis eines ausführlichen Profi-
lings werden Stück für Stück die Hindernisse aus dem Weg 
geräumt. EDV, Selbstmanagement, Ernährung, Gesundheit 
und Outfitberatung wird in verschiedenen Formen thema-
tisiert. Projektarbeit und Gruppenfeedback ergänzen das 
Angebot. Ähnlich setzt ein Projekt mit niederschwelligen 
Angeboten zur sozialen Stabilisierung und persönlichen Ent-
faltung (Marburger Arbeitsloseninitiative „MALI“) an, mit 
dessen Hilfe Selbstbewusstsein gestärkt und soziale Isolation 
überwunden werden.

Wegweiser für Aufstocker
Etwa jeder vierte SGB II-Leistungsempfänger ist erwerbs-
tätig, kann aber seinen Lebensunterhalt nicht auf die-
sem Wege decken. Hier setzen mehrere arbeitsplatz- und 
existenzsichernde Beratungsangebote an, die mittelfristig 
die Überwindung der Hilfebedürftigkeit zum Ziel haben. Alle 
Möglichkeiten – insbesondere Qualifizierung – werden be-
leuchtet, um dauerhaft einen Weg aus prekärer Beschäfti-
gung zu beschreiten.

Maßnahmegestaltung mit hohen Qualifizierungsantei-
len
Passgenaue und bedarfsgerechte arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen helfen den SGB II-Leistungsempfängern. Ein 
gutes Controlling gewährleistet die Effektivität und Nachhal-
tigkeit der Maßnahmen. Ein schneller Abgleich von Angebot 
und Bedarf ermöglicht aktuell bspw. eine Verstärkung von 
Qualifizierung in der Krise.

Ü 50-Erfolge
Die Eingliederung von Menschen im Alter von über 50 Jah-
ren ist vielerorts erfreulich erfolgreich. Schon seit 2005 ist der 
Kreis in diesem Thema aktiv. Auch hier konnten viele ältere 
Arbeitslose in den ersten Arbeitsmarkt integriert werden.

Unterhaltsansprüche erfolgreich realisieren
Vielfach haben SGB II-Leistungsempfänger Unterhaltsan-
sprüche, die sie selbst nicht durchsetzen. Mit Hilfe des Kreis-
jobcenters, das überdurchschnittlich gut solche Ansprüche 
durchsetzt, können die öffentlichen Ausgaben reduziert und 
die Situation der Unterhaltsberechtigten verbessert werden.

kreisjobcenter.marburg-biedenkopf.de 

Nach fünf Jahren Option gibt es in Wernigerode1 mit Jahres-
abschluss 2009 nur noch 69 arbeitslose Jugendliche im Be-
reich des SGB II – im Mai 2005 waren es noch 833 arbeitslo-
se Jugendliche. Über den Abbau der Arbeitslosigkeit hinaus 
steht für die Kommunale Beschäftigungsagentur Wernige-
rode (KoBa) die nachhaltige Unterstützung – das Ansetzen 
an den Ursachen der Hilfebedürftigkeit und deren Überwin-
dung – im Vordergrund. Der Schlüssel zum Erfolg liegt in 

der systematischen, frühzeitig und präventiv ausgerichteten 
Herangehensweise an den Personenkreis der Jugendlichen 
unter Nutzung aller zur Verfügung stehenden Instrumente in 
Kombination mit einer starken kommunalen Vernetzung.

Zwei typische Beispiele:

Herr M. (17) wurde als Sechzehnjähriger im Januar 2009 
mit seiner Mutter zu einem Termin eingeladen, weil er in 
der SGB II-Bedarfsgemeinschaft mit seiner Mutter lebte. Vor 
Schulabschluss sollte der weitere Werdegang besprochen 
werden. Im Gespräch wurde deutlich, dass Herr M. gerne 
Drucker werden möchte. Die gemeinsame Analyse zeigte, 
dass hierfür die schulischen Leistungen beim Realschulab-
schluss in einigen Fächern besser werden müssten. Im wei-
teren Verlauf erfolgten fast monatlich Gespräche zur Mo-
tivation und Begleitung. Familie und Fallmanager konnten 
auf diese Weise Herrn M. unterstützen. Herr M. schaffte die 
erforderlichen Notenschnitte. Auch für den Eignungstest 
konnte die KoBa Hilfestellungen geben, so dass Herr M. 
den Eignungstest beim Arbeitgeber bestand. Wegen des ju-
gendlichen Alters von Herrn M. stellte der arbeitgeberseitig 
erforderliche Schichtbetrieb zunächst ein Hindernis dar, das 
ebenfalls mit Hilfe des Fallmanagers überwunden werden 

Nachhaltige Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
im Landkreis Harz
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konnte. Einschlägige, von der KoBa aufgezeigte Rechtspre-
chung ermöglichte eine Einwilligungslösung der Eltern zum 
Schichtbetrieb. Seit 1.8.2009 ist Herr M. Azubi. Der an den 
Fahrtkosten zu scheitern drohende Besuch der Berufsschule 
in Leipzig konnte von der KoBa unterstützt werden. Herr M. 
hat selbst die erforderlichen Leistungen erbracht. Ohne Hil-
festellungen und Motivation sähe seine Karriere wohl anders 
aus.

Frau N.(20) ist seit 2005 mit ihrer Mutter im SGB II-Leistungs-
bezug. Sie war frühzeitig im Alter von 16 Jahren eingeladen 
worden und hatte soziale Berufe als Wunsch angegeben. 
Wegen guter schulischer Fortschritte wurde Frau N. zunächst 
nicht näher begleitet. Eigeninitiativ hatte sie nach Abschluss 
des Realschulabschlusses im Jahr 2007 die Berufsberatung 
der Arbeitsagentur aufgesucht. Dort wurde ihr ein Jahr Sozi-
alpflege zur Erlangung des erweiterten Realschulabschlusses 
empfohlen, obwohl dieser Weg nach dem Berufsbildungsge-
setz gar nicht möglich ist. Entsprechend enttäuscht meldete 
sich Frau N. im Frühjahr 2008 bei der KoBa und bat um Hilfe. 
Der Fallmanager konnte sie motivieren, über eine Fachober-
schule ein Sozialpädagogikstudium anzustreben. Unterstützt 
bei der Auswahl einer Fachoberschule, begleitet während 
dieser Qualifizierung lässt das Halbjahreszeugnis von Frau N. 
erwarten, dass sie im Wintersemester 2010 einen Studien-
platz erhalten kann. Die KoBa achtet darauf, dass Frau N. 
den Bewerbungstermin und die BAföG-Antragsunterlagen 
im Blick behält. Ohne die intensive Begleitung hätte Frau N. 
nach eigenem Bekunden diese Herausforderungen nicht ge-
wagt.

Von Anfang an setzte die KoBa Wernigerode einen Schwer-
punkt bei den Unter 25-Jährigen. Deshalb wurde schon 2005 
ein Konzept entwickelt, um der Mehrzahl der Problemlagen 
der Jugendlichen und jungen Erwachsenen gerecht zu wer-
den. Dabei werden außerhalb des U 25-Teams Bildungsbe-
gleiter eingesetzt, die über die Möglichkeiten von SGB II und 
SGB III hinaus tätig werden. Alle Möglichkeiten des Kreises 
werden einbezogen, indem bspw. eine bestehende Arbeits-
marktpartnerschaft mit dem Salzburger Land (Österreich) 
zum Nutzen der Jugendlichen eingesetzt wird. Daneben 
wurden schon 2005 Vereinbarungen mit der Agentur für 
Arbeit zu Berufsberatung und Ausbildungsplatzvermittlung 
geschlossen. 

Schon im Jahr 2006 zeigte die Kombination aus struktu-
riertem engagierten Fallmanagement, der Umsetzung neu-
er Ideen und die konsequente Zusammenarbeit mit lokalen 
und kommunalen Partnern Erfolge, die in stark sinkenden 
Zahlen bei der Jugendarbeitslosigkeit ablesbar sind.

Ganz entscheidend – insbesondere mit Blick auf die Nach-
haltigkeit der Arbeit – ist das präventive Zugehen auf die 
Jugendlichen: Alle Jugendlichen im SGB II-Leistungsbezug 
werden mit 15 Jahren eingeladen, um die schulische und 
berufliche Entwicklung frühzeitig gemeinsam in den Blick zu 
nehmen und ggf. präventiv tätig werden zu können. Die ak-
tuelle Lage des Jugendlichen, seine Vorstellungen, Perspek-
tiven und Chancen werden dabei besprochen. Auf diesem 

Wege erhalten die Jugendlichen frühzeitig einen persön-
lichen Ansprechpartner mit offenem Ohr. Soweit die weitere 
schulische Entwicklung keinen Anlass zur Sorge bietet, wer-
den die Jugendlichen nur verpflichtet, regelmäßig Beschei-
nigungen über ihre Fortschritte einzureichen. Daneben stellt 
die KoBa den Kontakt zur Berufsberatung her und gleicht 
die Daten im regelmäßigen Abstand mit der Berufsberatung 
ab.

Bei Jugendlichen mit Problemen wie gefährdetem Schulab-
schluss, drohender Schulmüdigkeit oder Schulverweigerung 
wird die Kompetenzagentur einbezogen, die weitergehende 
Unterstützung leistet. Dabei werden die Verpflichtungen in 
der Eingliederungsvereinbarung rechtlich abgesichert und 
notfalls sanktioniert. Beschäftigungsfördernde Maßnahmen 
werden in diesem Bereich stark arbeitsmarktbezogen ausge-
richtet und intensiver sozialpädagogisch begleitet. Daneben 
erweist sich die enge und konstruktive Zusammenarbeit mit 
dem Jugendamt und der Jugendgerichtshilfe als wichtiger 
Faktor in der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. Um-
fangreiche Förderangebote und Sozialarbeit, die in äußer-
sten Problemlagen auch aufsuchenden Charakter haben, 
ebenso wie das Fordern müssen ausgewogen eingesetzt 
werden. Die Balance zwischen striktem Ahnden fehlender 
Motivationsbereitschaft und Unterstützung und Hilfe muss 
in jedem Einzelfall gefunden werden. 

www.koba-wr.de

1 Der Landkreis Wernigerode ist im Zuge der sachsen-anhaltischen Kreisgebietsreform im Jahr 
2008 im neuen Landkreis Harz aufgegangen.
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Konjunkturprogramm II: Eine Chance für die kommu-
nale Arbeitsmarktpolitik
Anfang Januar 2009 zeichnete sich ab, dass im Rahmen des 
Konjunkturprogramms II auch zusätzliche Mittel für die Be-
schäftigungssicherung bereitgestellt werden sollten. Für die 
Jahre 2009 und 2010 würde der Bund kurzfristig Gelder für 
weitere Aktivierungs- und Qualifizierungsmaßnahmen im 
SGB II zur Verfügung stellen. 

Nun stellte sich die Frage, wie die zusätzlichen Mittel ziel-
führend und effektiv zur Bekämpfung der Langzeitarbeits-
losigkeit genutzt werden könnten. Das zuständige Amt 
„STARK – Steinfurt Arbeitsförderung kommunal“ empfahl, 
das „Konjunkturprogramm SGB II“ auf zwei Eckpfeiler zu 
stützen. Zum Ersten sollte die Zahl der Vermittlungsfachkräf-
te bei der kreiseigenen Anstalt öffentlichen Rechts „GAB 
Gemeinsam für Arbeit und Beschäftigung“ befristet aus-
geweitet werden. Zum Zweiten sollte ein Projektaufruf mit 
dem Titel „Qualifizierungs- und Beschäftigungsoffensive im 
Kreis Steinfurt“ gestartet werden. 

Der wesentliche Unterschied zu den üblichen Ausschrei-
bungsverfahren von arbeitsmarktpolitischen Leistungen be-
stand darin, dass nur wenige konkrete inhaltliche Vorgaben 
gemacht wurden. Die Anbieter erhielten somit Gelegenheit 
zu selbst entwickelten Maßnahmenvorschlägen im Rahmen 
der oben genannten Eckpunkte. Besonders berücksichtigt 
werden sollen lokal begrenzte Maßnahmen. „Großmaß-
nahmen“ an vielen Standorten schienen weniger geeignet, 
um vorhandenes lokales Beschäftigungspotenzial zu heben. 
In diesem Zusammenhang sollten auch die im Rahmen des 
Konjunkturpaketes II in Kraft getretenen Vergabeerleichte-
rungen für Aufträge genutzt werden.

Bereits im März 2009 beschloss der Kreisausschuss das „Kon-
junkturprogramm SGB II“. Die Besetzung der zusätzlichen 
Stellen der Vermittlungsfachkräfte wurde von der GAB AöR 
umgesetzt. Durch die Einstellung weiterer Kräfte können die 
langzeitarbeitslosen Menschen noch besser beraten und in 
Arbeit integriert werden. Auch kann die Zusammenarbeit 
mit den Arbeitgebern intensiviert werden. Sieben Stellen 

wurden kurzfristig besetzt. Auf die Besetzung der weiteren 
drei Stellen wurde zunächst verzichtet.

Der Projektaufruf „Qualifizierungs- und Beschäftigungsof-
fensive im Kreis Steinfurt“ wurde bereits am 1.4.2009 veröf-
fentlich. Bis zum 30.4.2009 gingen 17 Projektvorschläge ein. 
Gegenüber den sonst üblichen öffentlichen Ausschreibungs-
verfahren, bei denen die einzukaufende Leistung definiert ist 
bzw. das Auswerteverfahren im Einzelnen veröffentlicht ist, 
bestand beim Projektaufruf die besondere Herausforderung 
darin, unterschiedlichste Maßnahmeninhalte in eine Rang-
folge zu bringen. 

Die Projekte wurden in einem dreistufigen Verfahren bewer-
tet. Nach einer ersten Stufe mit Ausschlusskriterien unmit-
telbar aus dem Projektaufruf, umfasste die zweite Bewer-
tungsstufe die inhaltliche, qualitative und wirtschaftliche 
Bewertung der verbliebenen Projektvorschläge. Die Einzelbe-
wertungen wurden zu einer Gesamtbewertung verdichtet. 
Der Vorschlag mit dem höchsten Punktwert erhielt den Rang 
1 und wäre daher das erste zu realisierende Projekt gewe-
sen.Vor der Fassung des endgültigen Beschlussvorschlages 
für das Vergabegremium wurde in der dritten Bewertungs-
stufe die lokale Bedarfslage geprüft. Überkapazitäten an ein-
zelnen Orten sollten vermieden werden. Die Einschätzung 
der lokalen Bedarfslage wurde gemeinsam mit der GAB AöR 
abgestimmt.

Nach Durchlaufen der drei Bewertungsstufen wurde dem 
Vergabegremium die Realisierung von zehn Projekten emp-
fohlen. Der Vergabebeschluss wurde schon Mitte 2009 ge-
fasst. Die folgenden Projekte zeigen die breite Palette der 
Inhalte:

„Vorhang auf für den neuen Job“, „Maßarbeit“, „Jobs on 
tour (mobiles Bewerbungszentrum)“, „JobAct“, „Fit for 
job“, „Mobile“, „Neue Ziele – Neue Wege: Fachbereich 
Pflege oder Verkauf“, „Profilingcenter für Jugendliche und 
junge Erwachsene“, „Integrieren statt isolieren“

Seit dem 1.9.2009 laufen alle Maßnahmen. Der Kreis Stein-
furt kann damit monatsdurchschnittlich rd. 170 zusätzliche 
Plätze für Teilnehmerinnen und Teilnehmer anbieten.Durch 
die schnelle Reaktion auf die veränderten Rahmenbedin-
gungen konnte die Zahl der Integrationen im Laufe des 
Jahres 2009 deutlich erhöht werden. Dies ist aus der Ent-
wicklung im zweiten Halbjahr 2009 – nach Einsetzen des 
Programmes – deutlich zu erkennen.

www.stark-steinfurt.de

STARK: Steinfurt Arbeitsförderung kommunal
Schnell und flexibel auf veränderte Rahmenbedingungen reagiert
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Das Amt für Soziale Arbeit der Landeshauptstadt Wies-
baden verfolgt als zugelassener kommunaler Träger des 
SGB II zielorientierte und breit gefächerte Qualifizierungs- 
und Integrationsstrategien für die Arbeitsuchenden. Ziel ist 
die Aktivierung möglichst vieler Arbeitsuchender mit mög-
lichst passgenauen Angeboten. Wesentliche Angebote sind 
ein offensiver Arbeitgeberservice mit vielfältigen Vermitt-
lungsangeboten und passgenaue Berufsbildungs-, Umschu-
lungs- und Weiterbildungsangebote. Angesichts der hohen 
Zahl gering qualifizierter Arbeitsuchender – ca. 60 % aller 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (ohne Schüler) haben in 
Wiesbaden keine abgeschlossen Berufsausbildung – wer-
den ferner flexible und individuell anpassbare Angebote zur 
Feststellung und Förderung von Motivation, sozialen und 
beruflichen Kompetenzen sowie zur  sozialen Stabilisierung 
benötigt. Diese Aufgabe erfüllen die niederschwelligen, 
flexiblen und kurzfristig besetzbaren Arbeitsgelegenheiten 
mit Fachanleitung für alle Altersgruppen auf der Domäne 
Mechthildshausen. 

Die Wiesbadener Jugendwerkstatt, eine GmbH im Besitz 
der Landeshauptstadt Wiesbaden, die die Domäne Mecht-
hildshausen bewirtschaftet, bietet neben diesen ca. 350 Ar-
beitsgelegenheiten und Stellen mit Beschäftigungszuschuss 
außerdem als Kerngeschäft Ausbildungsplätze für 400 be-
nachteiligte junge Menschen in ca. 30 Ausbildungsberufen 
im Rahmen der kommunalen Jugendhilfe und weitere 145 
Plätze in der  außerbetrieblichen Ausbildung im Rahmen des 
SGB II an. Die hohe berufspädagogische Kompetenz und Er-
fahrung der Jugendwerkstatt kommt auch den Teilnehmern 
der Arbeitsgelegenheiten zu Gute.

Die Domäne Mechthildshausen ist ein zertifizierter „Bioland-
Betrieb“ und umfasst an verschiedenen Standorten eine 
Pachtfläche (einschließlich extensiver Weideflächen im Tau-
nus) von ca. 500 ha. Der landwirtschaftliche Betrieb dient wie 
die gesamte Wiesbadener Jugendwerkstatt „der beruflichen 
Integration und Reintegration arbeitsloser Menschen unter 
Berücksichtigung ihrer sozialen Situation“ (aus dem Gesell-

schaftervertrag). Der landwirtschaftliche Betrieb „Archehof“ 
mit diversen gastronomischen Angeboten, Lebensmittelver-
edelung, Direktvermarktung, Bäckerei, Käserei, Metzgerei 
und bäuerlicher Schlachtstätte bietet eine bunte Vielfalt von 
Beschäftigungsmöglichkeiten, die immer produktionsorien-
tiert und häufig kundenbezogen ausgestaltet sind. 

Die Arbeitsgelegenheiten starten mit einer intensiven Orien-
tierungsphase. Während dieser Zeit kann der Arbeitsuchen-
de die vielfältigen Tätigkeitsbereiche kennen lernen und sich 
hinsichtlich seiner Neigungen und Fertigkeiten erproben; 
anschließend erfolgt die Vertiefung mit Qualifizierung und 
Training in einem der Tätigkeitsbereiche. Kurz getaktete 
Arbeitsprozesse werden je Arbeitsgruppe von zwei festen 
Ansprechpersonen („Duett aus fachlichem Leiter und sozi-
alpädagogischem Begleiter“) angeleitet und die Leistungen 
werden kontinuierlich hinsichtlich der persönlichen, sozi-
alen wie der fachlichen Kompetenzentwicklung bewertet 
und mit dem Beschäftigten und dem Fallmanagement der 
kommunalen Arbeitsvermittlung kommuniziert. Ergänzend 
zu den klassischen betrieblichen Tätigkeitsbereichen besteht 
auch die Möglichkeit, im Rahmen eines produktorientierten 
Arbeitsprojektes (z. B. Entwurf und Bau einer Besuchersteu-
erung auf der Domäne oder in einem so genannten „Re-
produktionstraining“ wie Pflege und Reparieren der eigenen 
Kleidung, Konservierung von Lebensmitteln) sehr zielorien-
tiert Motivation aufzubauen sowie soziale und berufliche 
Kompetenzen zu erkennen und zu entwickeln. 

Die Ergebnisse dieser niederschwelligen Arbeitsgelegen-
heiten sind angesichts der vielfältigen Hemmnisse der Ziel-
gruppe sehr gut. Fast 70 % haben keine abgeschlossene 
Berufsausbildung, fast 60 % waren noch nie oder seit min-
destens fünf Jahre nicht mehr erwerbstätig. Eine Verbleibs-
untersuchung der Wiesbadener Teilnehmer an Arbeitsgele-
genheiten drei Monate nach Maßnahmeaustritt zeigt drei 
typische Integrationswege der Absolventen:

·	 Fortsetzung der Qualifizierungskette (über 70 %): 
	 ca. 13 % sind bereits drei Monate nach Maßnahmenen-	
	 de in einer weiteren passgenauen Qualifizierungsmaß-	
	 nahme bzw. 58 % im weiteren Beratungsprozess bzw. Ver- 
	 mittlungsprozess beim Fallmanagement

·	 Kein weiterer Leistungsbezug (fast 10 %):
	 Fast 10 % haben den SGB II-Bezug in der Regel ohne be- 
	 kannte Gründe beendet

·	 Eingliederung in Erwerbstätigkeit:
	 Über 16 % konnten in eine Erwerbsarbeit bei teils aufsto-
	 ckendem SGB II-Bezug eintreten.

	 www.wiesbaden.de

Erfolgreiche Arbeitserprobung und Orientierung auf 
der Domäne Mechthildshausen in Wiesbaden
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Das Zusammenwirken von Kommunaler Arbeitsförde-
rung und Bündnis für Familien im Ortenaukreis bewirkt 
Synergien zum Nutzen der Bürger 
Der Ortenaukreis hatte sich bei der Einführung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende vor fünf Jahren der Heraus-
forderung gestellt, die Langzeitarbeitslosen vollständig in 
Eigenregie zu betreuen. Wie weise diese Entscheidung war, 
hat sich in der Vergangenheit in vielerlei Hinsicht wiederholt 
bestätigt – so auch im Bereich der Familienförderung.

Zu den sozialintegrativen Leistungen der Kommunalen Ar-
beitsförderung (KOA) gehören insbesondere die Schuldner-
beratung, die psychosoziale Betreuung, die Suchtberatung 
und die Kinderbetreuung. Diese Unterstützungsangebote 
flankieren die originären Arbeitsförderleistungen mit dem 
Ziel der sozialen Stabilisierung der Hilfebedürftigen und – 
wenn möglich – deren zügige und nachhaltige Integration 
in den Arbeitsmarkt.

Um diese Leistungen möglichst bedarfsgerecht und effek-
tiv zu erbringen, erfolgt eine enge Vernetzung der KOA mit 
zahlreichen Kooperationspartnern im Landkreis. Zu diesen 
zählen neben den Trägern der freien Wohlfahrtspflege vor 
allem das Jugendamt, der Kommunale Soziale Dienst, das 
Ortenauer Bündnis für Familien und die Tageselternvereine. 
Durch regelmäßige Besprechungen dieser Netzwerkpart-
ner findet ein intensiver und lösungsorientierter Austausch 
statt.

Die Kooperationspartner sehen es als besonderen Erfolg an, 
dazu beigetragen zu haben, dass das Kinderbetreuungsan-
gebot in der Ortenau in den vergangenen Jahren deutlich 
ausgeweitet werden konnte. Während Ende 2004 lediglich 
302 Plätze für unter 3-Jährige angeboten wurden, gibt es 
inzwischen in den Gemeinden mehr als 2.600 Plätze, was 
einer Versorgungsquote von rund 24 Prozent entspricht. Al-
lein 2009 wurden 602 Krippenplätze geschaffen, was einen 
besonders wertvollen Beitrag zum Ausbau der Kinderbetreu-
ung für unter 3-Jährige bedeutet. Weiterhin kann durch das 
flexible Angebot der fünf Tagesmüttervereine im Landkreis 
eine Betreuung außerhalb der Öffnungszeiten sichergestellt 
werden. 

Im Rahmen der Umsetzung des Ortenauer Programms „Er-
ziehung stärken – Familienbildung fördern“ sollen Familien 
in besonderen Belastungssituationen unterstützt werden. 
Hierzu gehören insbesondere auch Alleinerziehende. Die 
Kommunale Arbeitsförderung ist hierbei ein wichtiger Mul-
tiplikator, um die Angebote an diese Familien zu vermitteln. 
Dies ist gerade vor dem Hintergrund der stetig steigenden 
Zahl an Alleinerziehenden von besonderer Bedeutung, da 
diese ganz besonders auf die Kinderbetreuungsangebote 
und die Netzwerkarbeit des Kreises angewiesen sind.

Um die Situation der alleinerziehenden SGB II-Leistungsemp-
fängerinnen zu verbessern, hat sich die KOA im vergangenen 
Jahr am Ideenwettbewerb „Gute Arbeit für Alleinerziehen-
de“ des BMAS beteiligt und den Zuschlag erhalten. Mit 
den Fördermitteln wird nun seit November 2009 das Pro-
jekt „JoKi – Job und Kind“ durchgeführt. Bereits im Vorfeld 
erfolgte eine erste Abstimmung und Kooperation zwischen 
der KOA und dem Bündnis für Familien. Einzelne Partner des 
Bündnisses, wie die Tageselternvereine oder Anbieter der Fa-
milienbildung, beteiligen sich direkt bei dem Projekt. 

In Zukunft wird ein weiterer Schwerpunkt auf die familien-
freundliche Weiterentwicklung der Gemeinden in weiteren 
Handlungsfeldern gelegt. Hierzu gehört auch, dass Firmen 
und Betriebe stärker einbezogen werden sollen. Im Hinblick 
auf die bereits bestehenden Kooperationen und Aktivitäten 
der Kommunalen Arbeitsförderung mit Betrieben kann hier-
von auch wieder das Bündnis für Familien profitieren. 

In den strategischen Zielen des Ortenaukreises von 2005 
heißt es: „Mit dem Ortenauer Bündnis für Familien wollen 
wir unter anderem mit dazu beitragen, dass Familien ge-
fördert werden. Die Balance von Familie und Arbeit ist das 
Schlüsselthema für alle Familien.“ Die hier beschrieben Ak-
tivitäten und Ergebnisse zeigen, dass wir hierbei zwischen-
zeitlich erheblich weiter gekommen sind. Dank der Stabili-
sierung der familieren Situation konnte die Integration der 
Langzeitarbeitslosen gelingen.

www.koa-ortenau.de 

Die wesentlichen Dinge im Sinne der Familie
miteinander verbinden 
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Seit wann und warum gibt es JOB.Ammerland? Der hohe 
Anteil arbeitsloser Jugendlicher und junger Erwachsener, 
gerade auch mit Migrationshintergrund, wurde 2006 als 
arbeitsmarktliches, aber auch gesellschaftliches Problem 
erkannt. Das galt es mit strategischen Entscheidungen und 
operativen Maßnahmen zu überwinden. 

Der Landkreis Ammerland als Optionskommune entschied 
sich seinerzeit, die Betreuung dieser Zielgruppe aus dem 
allgemeinen Vermittlungsgeschäft und dem darüber hinaus-
gehenden Fallmanagement zu lösen und die Arbeit mit ju-
gendlichen und jungen Arbeitslosen als Projekt zu vergeben. 
Die Kreisvolkshochschule Ammerland gGmbH bekam den 
Auftrag und so entstand mit JOB.Ammerland das Projekt zur 
Eingliederung junger Menschen im Auftrag des Geschäfts-
bereiches Arbeit des Landkreises Ammerland.

Anspruch dieses Projektes war und ist es, Lösungen zur Ver-
besserung der individuellen Lebens- und Berufssituation zu 
finden und Perspektiven zu geben. Ziel ist es, junge Men-
schen, die Arbeitslosengeld II erhalten, in Ausbildung und 
Ar-beit zu integrieren. JOB.Ammerland kooperiert eng mit 
zahlreichen Institutionen, Kammern, Beratungsstellen, Bil-
dungsträgern, Ämtern und Verbänden. JOB.Ammerland 
sieht in der Förderung junger Arbeitsloser den Schwerpunkt 
seiner Arbeit und bietet dazu eine breite Angebotspalette 
an.

Hier eine Auswahl:
·	 Individuelle Berufsplanung
·	 Erstellung eines Vermittlungsprofils
·	 Ermittlung von Qualifizierungsbedarf
·	 Vermittlung und Förderung von Ausbildungs- und Ar-	
	 beitsstellen
·	 Förderung bei Fort- und Weiterbildung
·	 Förderung bei Arbeitserprobungen in Betrieben
·	 Vermittlung von Arbeitsgelegenheiten
·	 Hilfestellung bei Problemen, die an einer raschen Integra-
	 tion in Ausbildung oder Arbeit hindern

In einem Flächenlandkreis wie dem Ammerland ist gerade 
für Jugendliche und junge Erwachsene ein zentraler und 
gut zu erreichender Standort unabdingbar wichtig. Zudem 
ist der Abbau von Hemmschwellen, die durch einen ausge-
prägten Behördencharakter regelmäßig entstehen, von Vor-
teil. Also wurde JOB.Ammerland auch räumlich aus der Be-
hördenstruktur getrennt und bietet seine Dienstleistungen 
mittlerweile zentral in einem Schulungsgebäude der Kreis-
volkshochschule an.

Der Schwerpunkt in der Arbeit mit den jungen Menschen ist 
zunächst die soziale Stabilisierung nach oftmals negativen Er-
fahrungen in der Schule, durch Arbeitslosigkeit oder bereits 

mehrfach erfolglos verlaufende Qualifizierungsmaßnahmen. 
Dabei stehen das Bewußtsein für die persönlichen Stärken 
und Fähigkeiten und ihre Weiterentwicklung im Mittelpunkt.
Die Heranführung an den Arbeitsmarkt bleibt sicherlich das 
Ziel aller Anstrengungen, ist oft aber erst der letzte Schritt.

Es hat sich als notwendig erwiesen, eine enge Kontaktdichte 
zu halten und die jungen Menschen immer wieder in die 
Einzelschritte auf dem Weg zu ihrer Integration einzubinden. 
Ebenso wichtig sind gut durchdachte Konzeptionen, die so-
wohl den Fähigkeiten als auch den Neigungen und der sozi-
alen Problematik, die oft hinter den bisherigen Lebenswegen 
zu finden sind, entsprechen. Die strategische Ausrichtung zu 
einer möglichst individuellen Betreuung, die in ein differen-
ziertes Netzwerk eingebunden ist, hat sich bewährt.

Dies zeigen die Zahlen im Bereich der beruflichen Integration 
ebenso, wie die Entwicklung der Arbeitslosigkeit für die Ziel-
gruppe unter 25 Jahre, innerhalb von zwei Jahren um 70% 
gesenkt werden konnte.

www.ammerland.de/kommune_fuer_arbeit.php

JOB.Ammerland – Beratung, Förderung, Integration
Ein Angebot für Jugendliche und junge Erwachsene, 
die Arbeitslosengeld II beziehen
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Der Aufbau der Datengewinnung und der daraus zu entwi-
ckelnden statistischen Berichterstattung durch die Bundes-
agentur für Arbeit gestaltete sich von Beginn an mühsam. 
Für die Optionskommunen war ein paralleler Datenüber-
mittlungsprozess zu dem bei der BA stattfindenden inter-
nen Übermittlungsweg herzustellen. Bis heute besteht der 
Eindruck, dass die Datengewinnung und letztlich die stati-
stische Bearbeitung der Daten der Optionskommunen von 
der BA nicht mit der gleichen Intensität durchgeführt wird, 
wie sie dies für die eigenen Bereiche und Belange handhabt. 

Dies hat dazu geführt, dass eine integrierte Berichterstattung 
über das gesamt SGB II unter Einschluss der Optionskom-
munen bisher nicht durchgängig vorliegt. Technische, perso-
nelle und ggf. finanzielle Schwierigkeiten auf Seiten der BA 
mögen dabei eine Rolle spielen. Die erzeugte Außenwirkung 
jedoch suggeriert dem unbefangenen Betrachter, dass viel-
fältig Daten noch nicht vorhanden seien. Dieser Eindruck ist 
falsch.

Zu kurz kommt deshalb in weiten Bereichen auch die ana-
lytische Aufarbeitung der immensen vorhandenen Daten. 
Die amtliche Statistik der BA konzentriert sich bisher nicht 
immer nachvollziehbar auf bestimmte Teilbereiche, die Kern-
fragen des SGB II teilweise nicht beleuchtet. Es ist indessen 
aufgrund der Struktur der vorhandenen Daten nicht ohne 
weiteres möglich, trägerbezogene Auswertungen und Ana-
lysen zu bewerkstelligen.

Aus den vorliegenden Monatsstatistiken der BA hat der 
Deutsche Landkreistag nachstehend beispielhaft untersucht, 
wie sich die Bedarfsgemeinschaften in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende und die Anzahl der Leistungsempfänger 
– bezogen auf den Startmonat Januar 2005 – insgesamt ver-
ändert haben. Die prozentuale Veränderung dieser beiden 

Statistische Auswertungen
und analytische Betrachtungen

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Bedarfsgemeinschaften und ihre Mitglieder,
Monatswerte, revidierte Daten nach Wartezeit ohne Sachsen und Sachsen-Anhalt
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Größen wurde jeweils nach der Gruppe der Optionskommu-
nen im Vergleich zu den übrigen SGB II-Stellen (Arbeitsge-
meinschaften und getrennte Aufgabenwahrnehmung) dar-
gestellt.

Die Entwicklung der Bedarfsgemeinschaften als einer der re-
levanten Basisgrößen zeigt zunächst einen ähnlichen Verlauf 
sowohl bei den Optionskommunen als auch bei den übrigen 
Aufgabenträgern. Die genauere Analyse lässt allerdings er-
kennen, dass der Anstieg im ersten Jahr der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende bei den Optionskommunen im Verhält-
nis deutlich niedriger ausgefallen ist als bei den übrigen  
SGB II-Stellen. Dies mag ein Hinweis darauf sein, dass die 
Optionskommunen schneller als die anderen Stellen dem 
Zugang in das System durch frühzeitige Eingliederungsmaß-
nahmen entgegengewirkt haben. Diese Erklärung wird zu-
mindest durch die Erkenntnisse der Evaluation des BMAS ge-
stützt, die im deckungsgleichen Zeitraum dieser Betrachtung 
stattfand und ähnliche Hinweise ergab. Bei der Betrachtung 
der prozentualen Veränderung fällt auch auf, dass der Ge-
samtverlauf bei den Optionskommunen die 110%-Grenze 
nie weit überschritt, während bei den übrigen Trägern die 
Veränderung bis zu über 120% betrug. Der sich anschlie-
ßende, sinkende Verlauf ist wiederum sehr ähnlich, jedoch 
auf unterschiedlichem Niveau: die Optionskommunen 
bleiben stets unter den Veränderungsgrößen der übrigen 
SGB II-Stellen.
 
 

Ein ähnliches Bild ergibt der Vergleich der Veränderungen 
zum Ausgangsmonat Januar 2005 bei den Leistungsemp-
fängern des SGB II insgesamt. Auch hier ist positiv festzu-
stellen, dass die Optionskommunen durchgängig auf einem 
niedrigeren Niveau als die übrigen Leistungsträger bleiben. 
Der Veränderungsanstieg 2005 verläuft milder und sinkt in 
der Jahresmitte 2005 stärker ab als bei den übrigen Aufga-
benträgern. Diese Verläufe lassen eine Bandbreite von Inter-
pretationen zu, bieten in der beispielhaften Darstellung aber 
eine Reihe von Ansatzpunkten für vertiefende und weiter 
gehende Analysen auch unter Einschluss weiterer Entwick-
lungsfaktoren, wie z. B. dem finanziellen Mitteleinsatz, den 
Zu- und Abgangsverläufen und dem Ergebnis der jeweiligen 
Eingliederungsbemühungen.

Über die beispielhafte Analyse hinaus lassen sich aus den 
vielfältigen Daten erhebliche weitere Möglichkeiten zur Ana-
lyse und Erkenntnisgewinnung erschließen, die bisher unge-
nutzt sind. Allerdings bedürfen diese einer grundlegenden 
und abgestimmten Konzeption mit den Beteiligten und der 
jeweils klaren Zieldefinition. Vermieden werden muss dabei, 
dass die Berichterstattung weiterhin ausschließlich nach dem 
Belieben der Bundesagentur ausgestaltet wird.

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Bedarfsgemeinschaften und ihre Mitglieder,
Monatswerte, revidierte Daten nach Wartezeit, ohne Sachsen und Sachsen Anhalt
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Sowohl in der Vergangenheit als auch in der aktuellen Dis-
kussion zur Neuorganisation im SGB II haben stets die An-
forderungen an die Transparenz und Kontrolle der Options-
kommunen eine wesentliche Rolle gespielt. Die nachfolgend 
skizzierten Kontrollmechanismen dokumentieren die bereits 
vorhandene hohe Transparenz des Verwaltungsvollzuges 
und das dichte Kontrollnetz.

Bereitstellung der Finanzmittel
Ebenso wie für den Bereich der ARGEn/Agenturen für Ar-
beit wird für die Optionskommunen die Höhe der Einglie-
derungs- und Verwaltungsmittel nach gleichen Maßstäben 
durch das BMAS festgelegt. Im Rahmen der jährlichen Ein-
gliederungsmittel-Verordnung (EinglMV) wird jedem Träger 
das entsprechende Budget zugemessen. Damit sind von 
vornherein die zur Verfügung stehenden Finanzmittel be-
grenzt und nicht nach Belieben verfügbar. Darüber hinaus 
sind die Eingliederungsmittel zu einem Großteil langfristig 
gebunden und vorausgeplant. Die Optionskommunen rufen 
diese Mittel direkt aus dem Bundeshaushalt ab. In der Ver-
teilung und der Abrufkontrolle besteht eine Überwachungs-
instanz. Nicht bedarfsgerechte oder unerwartete Mittelab-
rufe können unmittelbar zu Nachprüfungen führen. Jede 
einzelne Optionskommune ist dabei unmittelbar gegenüber 
dem Bund rechenschaftspflichtig. Das BMAS hat auf diesem 
Wege ferner laufend einen genauen Überblick über den je-
weiligen Mitteleinsatz.

Kontrolle der Mittelverwendung
Die Optionskommunen unterliegen bei der Verwendung 
der ihnen zugeteilten Mittel einer engen Regelungs- und 
Kontrollsystematik sowohl auf der Grundlage der Verwal-
tungsvereinbarungen (z.B. durch das vorzuhaltende Verwal-
tungs- und Kontrollsystem) mit dem BMAS als auch im Rah-
men der Kommunalträger-Abrechungsverwaltungsvorschrift 
(KoA-VV), die detaillierte und überprüfbare Vorgaben für 
das gesamte Rechnungsverfahren mit dem BMAS macht. 
Auf diesen Grundlagen nimmt der Bund durch die Prüfgrup-

pe des BMAS intensiv eine Prüftätigkeit wahr, mittels derer 
er sowohl die wirtschaftliche wie auch rechtmäßige Mittel-
verwendung überprüft. Das Instrument der direkten Über-
prüfbarkeit jeder Optionskommune durch das BMAS auf der 
Grundlage einer Verwaltungsvorschrift bis auf die Ebene von 
Einzelmaßnahmen existiert gegenüber den ARGEn in dieser 
Form nicht. Die detaillierte Prüftätigkeit bei den Options-
kommunen ist in den Berichten an den Haushaltsausschuss 
des Deutschen Bundestages dokumentiert. Daraus ergibt 
sich unter anderem, dass auf das Jahresausgabevolumen der 
Optionskommunen in Höhe von durchschnittlich rd. 4 Mrd. € 
(ohne Kosten der Unterkunft und Heizung) lediglich ein be-
anstandeter Teil von rd. 0,3% entfällt. Dieser geringe Anteil 
ist obendrein strittig; denn die Optionskommunen haben di-
ese Mittel zulässig für SGB II-Maßnahmen aufgewendet. 

Weitere Kontrollinstanzen bei den Optionskommunen
Neben der Kontrolle der Mittelverwendung durch das 
BMAS findet eine Vielzahl von weiteren Überprüfungen bei 
den Optionskommunen statt. Dazu gehören insbesondere 
die Prüfungen durch den Bundesrechnungshof, die Prüfin-
stanzen der Bundesländer einschließlich der Rechtsaufsicht, 
die Sozialversicherungsprüfungen und die Kontrolle durch 
die kommunalen Prüfinstanzen einschließlich der politischen 
Kontrolle. Hieraus ergibt sich im nachstehenden Schaubild 
ein äußerst engmaschiges Netz der Kontrolle des Verwal-
tungsvollzuges der Optionskommunen.

Statistik der Grundsicherung
Die von den Optionskommunen regelmäßig übermittelten 
Daten sind ebenso gesetzlicher Bestandteil der Statistik über 
die Grundsicherung für Arbeitsuchende wie diejenigen der 
BA. Die vollständig gelieferten Daten müssen daher Eingang 
in sämtliche Berichterstattung finden. Hier mangelt es derzeit 
noch an der vollständigen Umsetzung durch die BA-Statistik, 
die eine gleichwertige Implementation dieser – vorhandenen 
– Daten nicht in allen Bereichen sicherstellt (zuletzt: Analyse 
des Arbeitsmarktes für Alleinerziehende, Ausbildungsmarkt-
statistik, Sanktionen). Soweit Daten der Optionskommunen 
nicht in der amtlichen Berichterstattung erscheinen, wird 
oftmals der Schluss gezogen, es seien solche Daten nicht 
vorhanden. Vielmehr ist es jedoch so, dass in diesen Fällen 
lediglich die Einbeziehung der Daten der Optionskommunen 
in die BA-Statistik nicht durchgehend stattfindet.

Benchmarking der Optionskommunen
Schon der interregionale Kennzahlenvergleich der BA-Stati-
stik gibt weit reichenden Aufschluss über die Integrations- 
und Eingliederungserfolge sowohl der Optionskommunen 
wie auch der ARGEn. Auch in diesem Bereich müssen die 
Optionskommunen in gleichem Umfang und gleicher Tie-
fe nach ihrer Leistung abgebildet werden wie die Arbeits-
gemeinschaften. Insbesondere mit Einführung der neuen 

Transparenz und Kontrolle der Optionskommunen
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arbeitsmarktpolitischen Instrumente haben die Options-
kommunen unter Beweis gestellt, dass sie schnellstmöglich 
und vollständig die erforderlichen Angaben liefern konn-
ten, während die ARGEn einen Übergangszeitraum von 
rd. sechs Monaten benötigten. Darüber hinaus führen die 
Optionskommunen seit dem Jahr 2005 einen eigenen in-
ternen Benchmarkingprozess durch, der anknüpft an die 
guten Erfahrungen der Vergangenheit über den internen 
Erfahrungsaustausch und das Prinzip des „Lernens vom Be-
sten“. Dieser Prozess dient auch der Qualitätsverbesserung 
der Prozesse und dem internen Vergleich. Die Jahresberichte 
sind öffentlich. Das Benchmarking der Optionskommunen 
ist auch darauf ausgelegt, ein künftig gemeinsam zu erstel-
lendes Kennzahlenkonzept mit der BA vorzubereiten, das 
die interregionalen Kennzahlen ablösen kann und für noch 
mehr und genaueren Einblick in die Integrationsarbeit unter 
Berücksichtigung der kommunalen Eingliederungsstrategien 
sorgen soll. Die Optionskommunen habe die Bereitschaft 

zu einem gemeinsamen Prozess mehrfach geäußert, ohne 
dass dies von der BA bisher aufgegriffen wurde. Nicht zu-
letzt auch die unabhängige wissenschaftliche Untersuchung 
des Internationalen Instituts für Staats- und Europawissen-
schaften (ISE) hat die Zuverlässigkeit und die Erfolgsfähigkeit 
der Optionskommunen erwiesen (Hesse/Götz, Evaluation 
der Aufgabenträgerschaft nach dem SGB II 2005 – 2008, 
Abschlussbericht, Schriften des Deutschen Landkreistages 
Bd. 80).

Fazit
Die Vielfältigkeit der Regelungs- und Kontrollmechanismen 
zeigt die vorhandene Tiefe der Transparenz der Options-
kommunen. Missverständnisse darüber sind auch darauf 
zurückzuführen, dass die Erkenntnisse der unterschiedlichen 
Instanzen nicht ausreichend zusammengeführt werden. Es 
erscheint allerdings so, dass insbesondere die Rückforde-
rungsansprüche des BMAS im Bereich der „sonstigen wei-
teren Leistungen“ zur Kritik an den Optionskommunen 
geführt haben. Dabei wird vernachlässigt, dass die auf die 
Vergangenheit bezogenen Forderungen des Bundes bis heu-
te überwiegend strittig und teilweise rechtshängig sind. Vor 
allem hat der Bund die Rechtsunsicherheiten im Wesentlichen 
selbst zu verantworten, weil er erst nach mehr als zwei Jah-
ren des Verwaltungsvollzuges eine Rechtsauffassung über 
die sonstigen weiteren Leistungen nachträglich gebildet hat, 
die sodann rückwirkend an den Optionskommunen exeku-
tiert wurde. Entsprechende Rückzahlungsaufforderungen 

gegenüber den ARGEn, die von dieser Frage in gleicher Wei-
se betroffen waren, hat der Bund nicht vorgenommen. Es 
geht nach allem an der Sache vorbei, die Verlässlichkeit der 
Kommunalverwaltung und ihre Gesetzestreue in Frage zu 
stellen und nach noch mehr Kontrolle und Aufsicht zu rufen. 
Es muss vielmehr darum gehen, für die Zukunft verlässliche 
Rahmenbedingungen zu schaffen, die für die Optionskom-
munen ähnliche Unsicherheiten wie in der Vergangenheit 
ausschließen.
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Die Optionskommunen im Überblick
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1	 Rechtsnachfolger der Optionskreise Bautzen und Kamenz.
2	 Rechtsnachfolger des Optionskreises Löbau-Zittau.
3	 Rechtsnachfolger des Optionskreises Muldentalkreis.
4	 Rechtsnachfolger des Optionskreises Döbeln.
5	 Rechtsnachfolger des Optionskreises Anhalt-Zerbst sind darüber hinaus 	
	 die Landkreise Jerichower Land und Wittenberg sowie die Stadt
	 Dessau-Rosslau.
6 	Rechtsnachfolger des Optionskreises Wernigerode.
7 	Rechtsnachfolger des Optionskreises Merseburg-Querfurt.
8 	Rechtsnachfolger der Optionskreise Schönebeck und Bernburg.
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